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anwenderfreundlicher zu gestal-
ten, den bürokratischen Aufwand
zu verringern und kommunale
Handlungsspielräume zu sichern,
• den Ablauf des Vergabeverfah-
rens von der Leistungsbeschrei-
bung bis zu den Bedingungen für
die Ausführung des Vortrags erst-
mals zu regeln,
• soziale, ökologische sowie inno-
vative Aspekte bei der Beschaf-
fung zu stärken und mittelständi-
sche Interessen im Vergabeverfah-
ren zu berücksichtigen.
• Weitere Regelungen sind eine
wirksamere Bekämpfung der Wirt-
schaftskriminalität, eine Einfüh-
rung der elektronischen Kommu-
nikation im Vergabeverfahren, die
erleichterte Vergabe sozialer
Dienstleistungen sowie die Ver-
besserung der Datenlage für Auf-
tragsvergaben.
Das Gesetzgebungsverfahren in

Bundestag und Bundesrat soll im
Herbst 2015 beginnen. Der Ge-
setzentwurf bedarf der Zustim-
mung des Bundesrats. > BSZ

nien sind bis zum 18. April 2016 in
deutsches Recht umzusetzen.
Die Umsetzung der Richtlinien

erfolgt im Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB).
Sie dient als Anlass, den bisheri-
gen Vierten Teil des GWB umfas-
send zu überarbeiten und neu zu
strukturieren. Im Wesentlichen
sieht der Gesetzentwurf vor,
• Vergabeverfahren einfacher und

Das Vergaberecht soll moderner
werden: Die Bundesregierung hat
nun einen Gesetzentwurf be-
schlossen, das anwenderfreundli-
che und rechtssichere Vergaben
genauso ermöglichen soll wie die
wirtschaftliche Verwendung öf-
fentlicher Haushaltsmittel.
Der Gesetzentwurf soll wesent-

liche Regelungen der drei neuen
EU-Vergaberichtlinien in deut-
sches Recht umsetzen:
• dieRichtlinie über die öffentliche
Auftragsvergabe,
• die Richtlinie über die Vergabe
von Aufträgen in den Bereichen
Wasser-, Energie- und Verkehrs-
versorgung sowie der Postdienste
und
• die Richtlinie über die Vergabe
von Konzessionen. Die EU-Verga-
berechtsmodernisierung zielt da-
rauf ab, das Regelwerk für die Ver-
gaben entsprechend den aktuellen
Bedürfnissen des fortschreitenden
Binnenmarkts weiterzuentwi-
ckelnund innerhalbderEUstärker
zu vereinheitlichen. Diese Richtli-

Bundesregierung hat Gesetzesvorlage beschlossen

Einfacheres Vergaberecht

Vergaben für Bauleistungen sollen
einfacher werden. FOTO DPA
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ausgefüllt sind. Im vorliegenden
Fall hat der Bieter zwar die Preis-
formblätter 221 und 222 dem An-
gebot beigefügt. Er hat darin je-
doch keine Angaben in dem für
ihn zutreffenden Preisformblatt
vorgenommen. Damit liegen die
Formblätter zum Nachweis der
Preiskalkulation körperlich vor,
aber ohne entsprechende Eintra-
gungen. Eine Veränderung, ein
Austausch oder eine Ergänzung
der bereits vorliegenden Preis-
formblätter würde eine unzulässi-
ge Nachbesserung darstellen, so
die Vergabekammer Sachsen-An-
halt. > HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Rechtsanwalt bei Rödl &
Partner in Nürnberg.

Abs. 1 Nr. 3 VOB/A gestützt wer-
den. Diese Regelung bezieht sich
nur auf fehlende Nachweise oder
Erklärungen, also solche, die kör-
perlich fehlen. Hat ein Bieter eine
Erklärung oder einen Nachweis
abgegeben, so können diese nicht
nachträglich noch einmal nachge-
bessert werden, sodass diese dann
den Ausschreibungsbedingungen
genügen.

Nachforderung ist zulässig

Die Nachforderung von Unter-
lagen ist nur dann zulässig, wenn
diese gänzlich fehlen, nicht aber
bei Unterlagen, die unvollständig

rens wurde von der Vergabekam-
mer Sachsen-Anhalt mit Be-
schluss vom 25. März 2015 (Az.:3
VK LSA 7/15) als unbegründet
zurückgewiesen.
Das Angebot war nach Ansicht

der Hallenser Vergabekammer
zwingend nach §§ 13 Abs. 1 Nr. 4,
16 Abs. 1 Nr. 3 VOB/A auszu-
schließen. Werden in den Verga-
beunterlagen Nachweise zur
Preisermittlung gefordert, dann
sind solche Nachweise für die
Vergabeentscheidung bedeutsam.
Eine Nachholen von Angaben
körperlich vorliegender, jedoch
nicht ausgefüllter Preisformblätter
221 oder 222 kann nicht auf die
Nachforderungspflicht des öffent-
lichen Auftraggebers gemäß § 16

bestelle gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 3
VOB/A, die der Rüge aber nicht
abhalf. Die vom Bieter beantragte
Nachprüfung des Vergabeverfah-

oder 222 unausgefüllt beigefügt
waren. Der Bieter rügte seinen
Ausschluss unter Hinweis auf die
Nachforderungspflicht der Verga-

Ein Auftraggeber schrieb Bau-
leistungen öffentlich nach

VOB/A aus. Im Anschreiben an
die Bieter hat die Vergabestelle
mit dem Angebot unter anderem
Angaben zur Preisermittlung ge-
mäß dem Formblatt 221 („Preiser-
mittlung bei Zuschlagskalkulati-
on“) oder Formblatt 222 („Preiser-
mittlung bei Kalkulation über die
Endsumme“) gefordert. Ein Bieter
hat in den seinem Angebot beige-
fügten Formblättern 221 und 222
keine Angaben zur Preisermitt-
lung getroffen. Er wurde darauf-
hin von der Vergabestelle mit der
Begründung ausgeschlossen, dass
die mit dem Angebot einzurei-
chenden Angaben zur Kalkulation
fehlen, weil die Formblätter 221

Vergabekammer Sachsen-Anhalt zur Nachforderung fehlender Erklärungen

Ausschluss wegen nicht ausgefüllter Preisformblätter

Bei der Vergabe von Bauprojekten müssen die Preisformblätter der Vergabestelle von den jeweiligen Bietern ausgefüllt werden. FOTO DPA
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